
 

Neufassung der  
Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra)  

Vom 19. Mai 2008 

Das Bundesministerium der Justiz und die Landesjustizverwaltungen haben am 20. Juni 2007 
die nachfolgende, ab dem 1. Juni 2008 geltende, Neufassung der Anordnung über 
Mitteilungen in Strafsachen beschlossen: 
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Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz 

in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 300-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 
2894) 

– Auszug – 

 

Zweiter Abschnitt  
Verfahrensübergreifende  

Mitteilungen von Amts wegen 

§ 12 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für die Übermittlung personenbezogener Daten 
von Amts wegen durch Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwaltschaften an 
öffentliche Stellen des Bundes oder eines Landes für andere Zwecke als die des Verfahrens, 
für die die Daten erhoben worden sind. Besondere Rechtsvorschriften des Bundes oder, wenn 
die Daten aus einem landesrechtlich geregelten Verfahren übermittelt werden, eines Landes, 
die von den §§ 18 bis 22 abweichen, gehen diesen Vorschriften vor. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, sofern sichergestellt ist, dass bei dem 
Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. 

(3) Eine Übermittlung unterbleibt, wenn ihr eine besondere bundes- oder entsprechende 
landesgesetzliche Verwendungsregelung entgegensteht. 

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zu den nach diesem Abschnitt zulässigen Mitteilungen erlassen. 
Ermächtigungen zum Erlass von Verwaltungsvorschriften über Mitteilungen in besonderen 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

§ 13 

(1) Gerichte und Staatsanwaltschaften dürften personenbezogene Daten zur Erfüllung der in 
der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben übermitteln, wenn 

1. eine besondere Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 
 

2. der Betroffene eingewilligt hat, 
 

3. offensichtlich ist, dass die Übermittlung im Interesse des Betroffenen liegt, und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass er in Kenntnis dieses Zwecks seine Einwilligung 
verweigern würde, 
 



4. die Daten auf Grund einer Rechtsvorschrift von Amts wegen öffentlich bekannt zu 
machen sind oder in ein von einem Gericht geführtes, für jedermann unbeschränkt 
einsehbares öffentliches Register einzutragen sind oder es sich um die Abweisung des 
Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse handelt oder 

 
5. auf Grund einer Entscheidung 

 
a) bestimmte Rechtsfolgen eingetreten sind, insbesondere der Verlust der 
Rechtsstellung aus einem öffentlich-rechtlichen Amts- oder Dienstverhältnis, 
der Ausschluss vom Wehr- oder Zivildienst, der Verlust des Wahlrechts oder 
der Wählbarkeit oder der Wegfall von Leistungen aus öffentlichen Kassen, und 
 
b) die Kenntnis der Daten aus der Sicht der übermittelnden Stelle für die 
Verwirklichung der Rechtsfolgen erforderlich ist; 

dies gilt auch, wenn auf Grund der Entscheidung der Erlass eines Verwaltungsaktes 
vorgeschrieben ist, ein Verwaltungsakt nicht erlassen werden darf oder wenn der Betroffene 
ihm durch Verwaltungsakt gewährte Rechte auch nur vorläufig nicht wahrnehmen darf. 

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen dürfen Gerichte und Staatsanwaltschaften 
personenbezogene Daten zur Erfüllung der in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden 
Aufgaben einschließlich der Wahrnehmung personalrechtlicher Befugnisse übermitteln, wenn 
eine Übermittlung nach den §§ 14 bis 17 zulässig ist und soweit nicht für die übermittelnde 
Stelle offensichtlich ist, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen an dem Ausschluss 
der Übermittlung überwiegen. Übermittelte Daten dürfen auch für die Wahrnehmung der 
Aufgaben nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz oder einem entsprechenden Landesgesetz 
verwendet werden. 

§ 14 

(1) In Strafsachen ist die Übermittlung personenbezogener Daten des Beschuldigten, die den 
Gegenstand des Verfahrens betreffen, zulässig, wenn die Kenntnis der Daten aus der Sicht der 
übermittelnden Stelle erforderlich ist für 

1. bis 3. (weggefallen) 
 

4. dienstrechtliche Maßnahmen oder Maßnahmen der Aufsicht, falls 
 
a) der Betroffene wegen seines Berufs oder Amtsverhältnisses einer Dienst-, 
Staats- oder Standesaufsicht unterliegt, Geistlicher einer Kirche ist oder ein 
entsprechendes Amt bei einer anderen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft bekleidet oder Beamter einer Kirche oder einer 
Religionsgesellschaft ist und 
 
b) die Daten auf eine Verletzung von Pflichten schließen lassen, die bei der 
Ausübung des Berufs oder der Wahrnehmung der Aufgaben aus dem 
Amtsverhältnis zu beachten sind oder in anderer Weise geeignet sind, Zweifel 
an der Eignung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, 
 

 



5. die Entscheidung über eine Kündigung oder für andere arbeitsrechtliche 
Maßnahmen, für die Entscheidung über eine Amtsenthebung, für den Widerruf, die 
Rücknahme, die Einschränkung einer behördlichen Erlaubnis, Genehmigung oder 
Zulassung zur Ausübung eines Gewerbes, einer sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung oder eines Berufs oder zum Führen einer Berufsbezeichnung, für die 
Untersagung der beruflichen, gewerblichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit oder der 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung oder für die Untersagung der Einstellung, 
Beschäftigung, Beaufsichtigung von Kindern und Jugendlichen, für die Untersagung 
der Durchführung der Berufsausbildung oder für die Anordnung einer Auflage, falls 

 
a) der Betroffene ein nicht unter Nummer 4 fallender Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes oder des Dienstes einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, ein Gewerbetreibender oder ein Vertretungsberechtigter 
eines Gewerbetreibenden oder eine mit der Leitung eines Gewerbebetriebes 
oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung beauftragte Person, ein 
sonstiger Berufstätiger oder Inhaber eines Ehrenamtes ist und 
 
b) die Daten auf eine Verletzung von Pflichten schließen lassen, die bei der 
Ausübung des Dienstes, des Gewerbes, der sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung, des Berufs oder des Ehrenamtes zu beachten sind oder in 
anderer Weise geeignet sind, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit oder 
Befähigung hervorzurufen, 
 

6. Dienstordnungsmaßnahmen mit versorgungsrechtlichen Folgen oder für den Entzug 
von Hinterbliebenenversorgung, falls der Betroffene aus einem öffentlich-rechtlichen 
Amts- oder Dienstverhältnis oder aus einem Amts- oder Dienstverhältnis mit einer 
Kirche oder anderen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Versorgungsbezüge 
erhält oder zu beanspruchen hat, 

 
7. den Widerruf, die Rücknahme, die Versagung oder Einschränkung der 
Berechtigung, der Erlaubnis oder der Genehmigung oder für die Anordnung einer 
Auflage, falls der Betroffene 

 
a) in einem besonderen gesetzlichen Sicherheitsanforderungen unterliegenden 
genehmigungs- oder erlaubnispflichtigen Betrieb verantwortlich tätig oder 
 
b) Inhaber einer atom-, waffen-, sprengstoff-, gefahrstoff-, immissionsschutz-, 
abfall-, wasser-, seuchen-, tierseuchen-, betäubungsmittel- oder 
arzneimittelrechtlichen Berechtigung, Erlaubnis oder Genehmigung, einer 
Genehmigung nach dem Gentechnikgesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen oder dem Außenwirtschaftsgesetz, einer Erlaubnis zur 
Arbeitsvermittlung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, einer 
Verleiherlaubnis nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, einer Erlaubnis 
nach tierschutzrechtlichen Vorschriften, eines Jagdscheins, eines 
Fischereischeins, einer verkehrsrechtlichen oder im Übrigen einer 
sicherheitsrechtlichen Erlaubnis oder Befähigung ist oder einen entsprechenden 
Antrag gestellt hat, 

 
  



8. Maßnahmen der Aufsicht, falls es sich 
 
a) um Strafsachen im Zusammenhang mit Betriebsunfällen, in denen 
Zuwiderhandlungen gegen Unfallverhütungsvorschriften bekannt werden, oder 
 
b) um Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft oder zum 
Schutz der Gesundheit von Arbeitnehmern handelt, oder 
 

9. die Abwehr erheblicher Nachteile für Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft. 

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten, in sonstigen 
Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maßnahme 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches, oder wenn das Verfahren eingestellt 
worden ist, unterbleibt die Übermittlung in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 bis 9, wenn nicht 
besondere Umstände des Einzelfalles die Übermittlung erfordern. Die Übermittlung ist 
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der 
Zuverlässigkeit oder Eignung des Betroffenen für die gerade von ihm ausgeübte berufliche, 
gewerbliche oder ehrenamtliche Tätigkeit oder für die Wahrnehmung von Rechten aus einer 
ihm erteilten Berechtigung, Genehmigung oder Erlaubnis hervorzurufen. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei 
gefährlicher Körperverletzung. Im Falle der Einstellung des Verfahrens ist zu 
berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 

§ 15 

In Zivilsachen einschließlich der Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist die 
Übermittlung personenbezogener Daten zulässig, wenn die Kenntnis der Daten aus der Sicht 
der übermittelnden Stelle erforderlich ist 

1. zur Berichtigung oder Ergänzung des Grundbuchs oder eines von einem Gericht 
geführten Registers oder Verzeichnisses, dessen Führung durch eine Rechtsvorschrift 
angeordnet ist, und wenn die Daten Gegenstand des Verfahrens sind, oder 

 
2. zur Führung des in § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung bezeichneten amtlichen 
Verzeichnisses und wenn Grenzstreitigkeiten Gegenstand eines Urteils, eines 
Vergleichs oder eines dem Gericht mitgeteilten außergerichtlichen Vergleichs sind. 
 

§ 16 

Werden personenbezogene Daten an ausländische öffentliche Stellen oder an über- oder 
zwischenstaatliche Stellen nach den hierfür geltenden Rechtsvorschriften übermittelt, so ist 
eine Übermittlung dieser Daten auch zulässig 

1. an das Bundesministerium der Justiz und das Auswärtige Amt, 
 

2. in Strafsachen gegen Mitglieder einer ausländischen konsularischen Vertretung 
zusätzlich an die Staats- oder Senatskanzlei des Landes, in dem die konsularische 
Vertretung ihren Sitz hat. 
 



§ 16a 

(1) Das Bundesamt für Justiz nach Maßgabe des Absatzes 2 und die von den 
Landesregierungen durch Rechtsverordnung bestimmten weiteren Stellen nehmen die 
Aufgaben der Kontaktstellen im Sinne des Artikels 2 der Entscheidung 2001/470/EG des 
Rates vom 28. Mai 2001 über die Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes für 
Zivil- und Handelssachen (ABl. EG Nr. L 174 S. 25) wahr. 

(2) Das Bundesamt für Justiz stellt die Koordinierung zwischen den Kontaktstellen sicher. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Aufgaben der 
Kontaktstelle einer Landesbehörde zuzuweisen. Die können die Befugnis zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 einer obersten Landesbehörde übertragen. 

§ 17  
Die Übermittlung personenbezogener Daten ist ferner zulässig, wenn  

die Kenntnis der Daten aus der Sicht der übermittelnden Stelle 

 
1. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, 

 
2. für ein Verfahren der internationalen Rechtshilfe, 

 
3. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, 
 
4. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen 
Person oder 

 
5. zur Abwehr einer erheblichen Gefährdung Minderjähriger 
 

erforderlich ist. 

 
  



§ 18 

(1) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach diesem Abschnitt übermittelt werden dürfen, 
weitere personenbezogene Daten des Betroffenen oder eines Dritten so verbunden, dass eine 
Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung 
auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen oder eines 
Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen. Eine Verwendung der Daten 
durch den Empfänger ist unzulässig; für Daten des Betroffenen gilt § 19 Abs. 1 Satz 2 
entsprechend. 

(2) Die übermittelnde Stelle bestimmt die Form der Übermittlung nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Soweit dies nach der Art der zu übermittelnden Daten und der Organisation des 
Empfängers geboten ist, trifft sie angemessene Vorkehrungen, um sicherzustellen, dass die 
Daten unmittelbar den beim Empfänger funktionell zuständigen Bediensteten erreichen. 

§ 19 

(1) Die übermittelten Daten dürfen nur zu dem Zweck verwendet werden, zu dessen Erfüllung 
sie übermittelt worden sind. Eine Verwendung für andere Zwecke ist zulässig, soweit die 
Daten auch dafür hätten übermittelt werden dürfen. 

(2) Der Empfänger prüft, ob die übermittelten Daten für die in Absatz 1 genannten Zwecke 
erforderlich sind. Sind die Daten hierfür nicht erforderlich, so schickt er die Unterlagen an die 
übermittelnde Stelle zurück. Ist der Empfänger nicht zuständig und ist ihm die für die 
Verwendung der Daten zuständige Stelle bekannt, so leitet er die übermittelten Unterlagen 
dorthin weiter und benachrichtigt hiervon die übermittelnde Stelle. 

§ 20 

(1) Betreffen Daten, die vor Beendigung eines Verfahrens übermittelt worden sind, den 
Gegenstand dieses Verfahrens, so ist der Empfänger vom Ausgang des Verfahrens zu 
unterrichten; das Gleiche gilt, wenn eine übermittelte Entscheidung abgeändert oder 
aufgehoben wird, das Verfahren, außer in den Fällen des § 153a der Strafprozessordnung, 
auch nur vorläufig eingestellt worden ist oder nach den Umständen angenommen werden 
kann, dass das Verfahren auch nur vorläufig nicht weiter betrieben wird. Der Empfänger ist 
über neue Erkenntnisse unverzüglich zu unterrichten, wenn dies erforderlich erscheint, um bis 
zu einer Unterrichtung nach Satz 1 drohende Nachteile für den Betroffenen zu vermeiden. 

(2) Erweist sich, dass unrichtige Daten übermittelt worden sind, so ist der Empfänger 
unverzüglich zu unterrichten. Der Empfänger berichtigt die Daten oder vermerkt ihre 
Unrichtigkeit in den Akten. 

(3) Die Unterrichtung nach Absatz 1 oder 2 Satz 1 kann unterbleiben, wenn sie erkennbar 
weder zur Wahrung der schutzwürdigen Interessen des Betroffenen noch zur Erfüllung der 
Aufgaben des Empfängers erforderlich ist. 

  



§ 21 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft über die übermittelten Daten und deren 
Empfänger zu erteilen. Der Antrag ist schriftlich zu stellen. Die Auskunft wird nur erteilt, 
soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und der für 
die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem geltend 
gemachten Informationsinteresse steht. Die übermittelnde Stelle bestimmt das Verfahren, 
insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(2) Ist der Betroffene bei Mitteilungen in Strafsachen nicht zugleich der Beschuldigte oder in 
Zivilsachen nicht zugleich Partei oder Beteiligter, ist er gleichzeitig mit der Übermittlung 
personenbezogener Daten über den Inhalt und den Empfänger zu unterrichten. Die 
Unterrichtung des gesetzlichen Vertreters eines Minderjährigen, des Bevollmächtigten oder 
Verteidigers reicht aus. Die übermittelnde Stelle bestimmt die Form der Unterrichtung nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht nicht, wenn die Anschrift 
des zu Unterrichtenden nur mit unvertretbarem Aufwand festgestellt werden kann. 

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung oder die Unterrichtung auf die Übermittlung 
personenbezogener Daten an Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst, den 
Militärischen Abschirmdienst oder, soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere 
Behörden des Bundesministers der Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen 
zulässig. 

(4) Die Auskunftserteilung und die Unterrichtung unterbleiben, soweit 

1. sie die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder des 
Empfängers gefährden würden, 

 
2. sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würden oder 

 
3. die Daten oder die Tatsache ihrer Übermittlung nach einer Rechtsvorschrift oder 
ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen 
eines Dritten, geheim gehalten werden müssen und deswegen das Interesse des 
Betroffenen an der Auskunftserteilung oder Unterrichtung zurücktreten muss. Die 
Unterrichtung des Betroffenen unterbleibt ferner, wenn erhebliche Nachteile für seine 
Gesundheit zu befürchten sind. 

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit durch die 
Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, 
der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. 

  



§ 22 

(1) Ist die Rechtsgrundlage für die Übermittlung personenbezogener Daten nicht in den 
Vorschriften enthalten, die das Verfahren der übermittelnden Stelle regeln, sind für die 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Übermittlung die §§ 23 bis 30 nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 anzuwenden. Hat der Empfänger auf Grund der übermittelten Daten eine 
Entscheidung oder andere Maßnahme getroffen und dies dem Betroffenen bekannt gegeben, 
bevor ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt worden ist, so wird die 
Rechtmäßigkeit der Übermittlung ausschließlich von dem Gericht, das gegen die 
Entscheidung oder Maßnahme des Empfängers angerufen werden kann, in der dafür 
vorgesehenen Verfahrensart überprüft. 

(2) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt, ist der Empfänger zu unterrichten. 
Dieser teilt dem nach § 25 zuständigen Gericht mit, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 2 vorliegen. 

(3) War die Übermittlung rechtswidrig, so spricht das Gericht dies aus. Die Entscheidung ist 
auch für den Empfänger bindend und ist ihm bekanntzumachen. Die Verwendung der 
übermittelten Daten ist unzulässig, wenn die Rechtswidrigkeit der Übermittlung festgestellt 
worden ist. 

 
  



Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) 

Erster Teil  
Allgemeine Vorschriften 

1  
Grundsatz 

(1) In Strafsachen sind Gerichte und Staatsanwaltschaften nach der gesetzlichen Regelung im 
Zweiten Abschnitt des EGGVG (§§ 12 ff.) zur Mitteilung personenbezogener Daten von 

Amts wegen an öffentliche Stellen für andere Zwecke als die des Strafverfahrens, für die die 
Daten erhoben worden sind, befugt. Verpflichtet sind sie zu Mitteilungen nur, wenn dies im 

Folgenden angeordnet oder in besonderen Vorschriften bestimmt ist. 

(2) Wichtige in besonderen Vorschriften enthaltene Mitteilungspflichten werden in dieser 
Verwaltungsvorschrift neben den erst durch diese Verwaltungsvorschrift angeordneten 
Mitteilungspflichten wiedergegeben. Auf weitere besondere Vorschriften 
(Mitteilungspflichten und -befugnisse) wird im Anhang hingewiesen. 

(3) Darüber hinaus ist im Einzelfall eine Mitteilung auch dann zu machen, wenn sie weder in 
einer besonderen Vorschrift noch im Folgenden vorgeschrieben, jedoch rechtlich zulässig und 
wegen eines besonderen öffentlichen Interesses unerlässlich ist, etwa in Fällen des § 17 
EGGVG. Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder 
Staatsanwälte. 

(4) Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für Mitteilungen für Zwecke des Verfahrens, in 
dem die Daten erhoben worden sind, für Mitteilungen an Privatpersonen sowie für Auskünfte 
und Akteneinsicht auf Ersuchen. Die Nummern 11, 32 und 34 bleiben unberührt. 

 

2  
Einschränkung vorgeschriebener Mitteilungspflichten 

(1) Eine an sich vorgeschriebene Mitteilung unterbleibt im Einzelfall, wenn ihr eine 
besondere bundesrechtliche Verwendungsregelung, insbesondere § 30 AO, § 78 SGB X, oder 
eine entsprechende landesrechtliche Verwendungsregelung entgegensteht. In anderen als den 
in § 13 Abs. 1 EGGVG genannten Fällen unterbleibt eine Mitteilung ferner, wenn im 
Einzelfall für die übermittelnde Stelle offensichtlich ist, dass schutzwürdige Interessen 
Betroffener an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen (§ 13 Abs. 2 EGGVG). 
Gesetzlich besonders geregelte Mitteilungspflichten und deren Einschränkungen bleiben von 
§ 13 Abs. 2 EGGVG unberührt. Schließlich unterbleibt eine Mitteilung, solange Zwecke des 
Strafverfahrens entgegenstehen. 

(2) Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder 
Staatsanwälte. 

  



3  
Auskunft an die und Unterrichtung der Betroffenen 

(1) Die Voraussetzungen von Auskunft (auf Antrag) und Unterrichtung (von Amts wegen) der 
Betroffenen sind in § 21 EGGVG geregelt. Diesen ist grundsätzlich nur auf schriftlichen 
Antrag Auskunft über Mitteilungen zu erteilen. Die Unterrichtung von Amts wegen ist dann 
veranlasst, wenn von einer Mitteilung Betroffene nicht zugleich Beschuldigte im Verfahren 
sind oder es sich um eine Mitteilung nach Nummer 1 Abs. 3 handelt. 

(2) Auf die Beschränkungen in § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG wird hingewiesen. Die 
Entscheidung, dass Auskunft oder Unterrichtung unterbleiben, treffen Richterinnen oder 
Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte. 

(3) Die Form der Auskunftserteilung und Unterrichtung unterliegt pflichtgemäßem Ermessen. 
Grundsätzlich empfiehlt es sich, Betroffenen einen Abdruck der Mitteilung zu übersenden. 
Von der Beifügung der Schriftstücke (etwa Urteile), die Betroffenen schon übermittelt 
worden sind, kann abgesehen werden. 

(4) Eine nach § 21 Abs. 4 EGGVG unterbliebene Unterrichtung ist nachzuholen, sobald die 
Beschränkungen entfallen sind. 

4  
Mitteilungspflichtige Stellen und dort funktional  

zuständige Personen 

(1) Mitteilungspflichtige Stelle ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, 

 
1.die Staatsanwaltschaft für Mitteilungen bis zur Erhebung der öffentlichen Klage, 

 
2.das Gericht für Mitteilungen nach der Erhebung der öffentlichen Klage oder der 
Privatklage bis zur Rechtskraft der Entscheidung, 

 
3.die Vollstreckungsbehörde für Mitteilungen nach der Rechtskraft der Entscheidung. 

Die oberste Justizbehörde kann, insbesondere aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung, 
eine andere Bestimmung treffen. 

(2) Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte ordnen die Mitteilung in 
den Fällen an, in denen dies ausdrücklich bestimmt ist oder in denen sie sich die Anordnung 
ausdrücklich vorbehalten haben. Auch in anderen Fällen können sie Mitteilungen anordnen. 
Amtsanwältinnen und Amtsanwälte stehen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten gleich. 

  



(3) Im Übrigen ordnen Mitteilungen an 

 
1. bei der Staatsanwaltschaft von der Behördenleitung bestimmte Bedienstete, 

 
2. bei dem Gericht Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamte der Geschäftsstelle, 

 
3. bei der Vollstreckungsbehörde Beamtinnen oder Beamte des gehobenen 
Justizdienstes, 
 

soweit vorgesetzte Stellen nichts anderes bestimmen. Die Durchführung einer angeordneten 
Mitteilung kann einer anderen Justizbehörde überlassen werden; die Verantwortung der 
anordnenden Stelle für die Zulässigkeit der Mitteilung bleibt unberührt. 

 

5  
Kenntlichmachung der Mitteilungspflicht auf den Akten,  

Dokumentation der Mitteilung 

(1) Die Mitteilungspflichten sind auf der Vorderseite der Akten in geeigneter Form kenntlich 
zu machen; dies gilt nicht für die Mitteilungspflicht nach Nummer 11. 

(2) Sind Mitteilungen gemacht, ist dies in geeigneter Form zu dokumentieren. In Betracht 
kommt z.B. ein Vermerk. Ein Abdruck der Mitteilungen – ohne etwaige Anlagen – soll zur 
Dokumentation benutzt werden, wenn dies ohne größeren Aufwand möglich ist. 

(3) Liegen die Beschränkungen des § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG vor, sind die 
Kenntlichmachung der Mitteilungspflichten und die Dokumentation der Mitteilung in den 
Handakten oder in sonst geeigneter Weise vorzunehmen. 

6  
Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen 

(1) Der Inhalt und der Zeitpunkt der Mitteilungen richten sich nach den besonderen 
Vorschriften. Neben den mitzuteilenden Daten dürfen weitere Daten unter den 
Voraussetzungen des § 18 Abs. 1 EGGVG übermittelt werden. Im Übrigen gelten die 
folgenden Bestimmungen. 

(2) Ist die Einleitung eines Verfahrens mitzuteilen, richtet sich der Inhalt der Mitteilung nach 
deren Zweck und den Umständen des Einzelfalles. Die Mitteilung unterbleibt, solange kein 
begründeter Verdacht vorliegt. 

(3) Ist der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls mitzuteilen, sind 
auch die Aufhebung dieser Entscheidungen sowie die Aussetzung des Vollzuges mitzuteilen. 
Der Haft- oder der Unterbringungsbefehl selbst werden grundsätzlich nicht übermittelt. Soll 
der Erlass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls vor dessen Vollzug mitgeteilt werden, ist 
besonders zu prüfen, ob Zwecke des Strafverfahrens dem entgegenstehen (Nummer 2 Abs. 1 
Satz 4). 



 

(4) Ist die Erhebung der öffentlichen Klage mitzuteilen, sind die Anklageschrift, eine an ihre 
Stelle tretende Antragsschrift nach § 414 Abs. 2 Satz 2 StPO, der Antrag auf Erlass eines 
Strafbefehls, der Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO) bzw. 
der Antrag im vereinfachten Jugendverfahren (§ 76 JGG) zu übermitteln. Staatsanwältinnen 
oder Staatsanwälte können im Einzelfall anordnen, dass die Übermittlung des wesentlichen 
Ergebnisses der Ermittlungen unterbleibt. 

(5) Ist das Urteil mitzuteilen, sind die Urteilsformel und die Urteilsgründe zu übermitteln. 
Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte können im Einzelfall 
anordnen, dass die Übermittlung der Urteilsgründe unterbleibt. Mitzuteilen ist auch, ob und 
von wem ein Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt worden ist. 

(6) Ist die rechtskräftige Entscheidung (Urteil, Strafbefehl, Gesamtstrafenbeschluss) 
mitzuteilen, ist auch anzugeben, wann sie rechtskräftig geworden ist. Ist mit der 
rechtskräftigen Entscheidung ein Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf eine 
angefochtene Entscheidung Bezug genommen, ist auch die angefochtene Entscheidung 
mitzuteilen; Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Ist der Ausgang des Verfahrens mitzuteilen, ist jede das Verfahren endgültig oder – außer 
in den Fällen des § 153a StPO – vorläufig abschließende Entscheidung mit Begründung 
mitzuteilen, insbesondere die Einstellungsverfügung (Ablehnung der Strafverfolgung) der 
Staatsanwaltschaft, der nicht mehr anfechtbare Beschluss, der die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ablehnt, die Einstellung des Verfahrens durch gerichtlichen Beschluss und 
die rechtskräftige Entscheidung. Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder 
Staatsanwälte können im Einzelfall anordnen, dass die Übermittlung der Begründung 
unterbleibt. 

 

7  
Folgemitteilungen, Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 20 EGGVG sind Folgemitteilungen notwendig. Absatz 
1 ordnet – eingeschränkt durch Absatz 3 – Folgemitteilungen für den Fall an, dass eine 
Mitteilung vor Beendigung des Verfahrens ergangen, insbesondere eine übermittelte 
Entscheidung abgeändert oder aufgehoben worden ist. Absatz 2 Satz 1 regelt – wiederum 
eingeschränkt durch Absatz 3 – die unverzügliche Berichtigung unrichtiger Daten. Die 
Entscheidung darüber, dass eine Folgemitteilung nach § 20 Abs. 3 EGGVG unterbleibt, 
treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte. 

(2) Senden Empfänger Unterlagen zurück, weil sie für ihre Zwecke nicht erforderlich sind, ist 
sicherzustellen, dass sie keine Folgemitteilungen erhalten. Leiten Empfänger Unterlagen 
gemäß § 19 Abs. 2 Satz 3 EGGVG weiter, sind Folgemitteilungen an die nach ihren Angaben 
tatsächlich zuständige Stelle zu machen. 

(3) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt, ist der Empfänger zu unterrichten 
(§ 22 Abs. 2 Satz 1 EGGVG). Auf § 22 Abs. 2 Satz 2 EGGVG soll er hingewiesen werden. 

 



8  
Mitteilungen bei Tateinheit 

Ist eine Mitteilung wegen der Art des verletzten Strafgesetzes vorgeschrieben, ist sie auch 
dann zu machen, wenn die Straftat zugleich ein anderes Strafgesetz verletzt und die Strafe 
diesem entnommen werden muss oder entnommen worden ist. 

 

9  
Form der Mitteilungen 

(1) Soweit dies möglich und nichts anderes vorgeschrieben ist, werden Mitteilungen durch 
Übersendung einer Mehrfertigung des mitzuteilenden Schriftstücks bewirkt. Im Übrigen wird 
die Form der Mitteilungen von der übermittelnden Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen 
bestimmt. 

(2) Ein automatisiertes Verfahren zur Durchführung von Mitteilungen kann eingerichtet 
werden, wenn diese Form der Datenübermittlung – unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen – wegen 
der Vielzahl der Übermittlungen oder aus anderen Gründen angemessen ist. Der 
automatisierte Abruf durch die empfangenden Stellen ist unzulässig. Die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen, die für die übermittelnde Stelle gelten, sind zu 
beachten. 

(3) Mehrfertigungen sind nur zu beglaubigen, wenn dies besonders bestimmt ist. 

(4) Soweit es nicht der Übersendung einer Mehrfertigung bedarf, sollen Vordrucke oder 
Muster verwendet werden. 

(5) Auf der Mitteilung wird vermerkt: 

 

"(Absendende Stelle) ......................., den ...........20.... 

An 

.................. – vertraulich zu behandeln – 
  ...............  
 

Zum dortigen Aktenzeichen (falls bekannt): ....................... 

Mitteilung nach Nr. ... 

der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen. 

 



Die Mitteilung darf nur im Rahmen der §§ 19 Abs. 1, 18 Abs. 1 Satz 2 EGGVG verwertet 
werden, es sei denn, dass eine zweckändernde Nutzung ausdrücklich gesetzlich vorgesehen 
ist. Der Zweck ergibt sich aus der angegebenen Bestimmung der MiStra. Sind die 
übermittelten Daten im Sinne von § 19 Abs. 2 Satz 1 EGGVG nicht erforderlich, ist nach § 19 
Abs. 2 Satz 2 EGGVG zu verfahren." 

Die §§ 18, 19 EGGVG sowie die einschlägige Bestimmung des zweiten Teils dieser 
Verwaltungsvorschrift sind der Mitteilung im Wortlaut beizufügen, wenn die Kenntnis der 
empfangenden Stelle nicht vorausgesetzt werden kann. 

(6) Die Mitteilung wird – sofern kein automatisiertes Verfahren Anwendung findet – 
verschlossen übersandt. 

 

10  
Mitteilungsweg 

(1) Die Mitteilungen werden vorbehaltlich besonderer Vorschriften der empfangenden Stelle 
unmittelbar übersandt. Berichtspflichten bleiben unberührt. 

(2) Soweit dies nach der Art der zu übermittelnden Daten und der Organisation der 
empfangenden Stelle veranlasst oder im Folgenden ausdrücklich angeordnet ist, trifft die 
übermittelnde Stelle angemessene Vorkehrungen, um sicherzustellen, dass Mitteilungen 
unmittelbar die bei der empfangenden Stelle funktionell zuständigen Bediensteten erreichen. 

 
  



Zweiter Teil  
Die einzelnen Mitteilungspflichten 

 

1. Abschnitt  
Allgemeine Mitteilungspflichten 

 

11  
Mitteilungen an die Polizei  

§ 482 StPO 

(1) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehörde, die mit dem Verfahren befasst war, ihr 
Aktenzeichen mit. 

(2) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehörde, die mit dem Verfahren befasst war, den 
Ausgang des Verfahrens mit. 

(3) Die Mitteilung nach Absatz 2 erfolgt 

 
1. in den Fällen des § 20 Abs. 1 Satz 1 BZRG durch Übersendung einer Mehrfertigung 
der Mitteilung an das Bundeszentralregister, 

 
2. im Übrigen grundsätzlich nur durch Übermittlung der Entscheidungsformel (Tenor), 
der entscheidenden Stelle sowie des Datums und der Art der Entscheidung (Urteil, 
Beschluss, Entschließung der Staatsanwaltschaft). 
 

Eine Mehrfertigung des Urteils (ggf. auch der nach § 267 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 Satz 1 StPO in 
Bezug genommenen Abbildungen und Schriftstücke) oder einer mit Gründen versehenen 
Einstellungsentscheidung kann auf Ersuchen der befassten Polizeibehörde übersandt werden. 

(4) Die Mitteilung des Verfahrensausgangs von Amts wegen unterbleibt in Verfahren gegen 
Unbekannt sowie bei Verkehrsstrafsachen, soweit sie nicht unter die §§ 142, 315 bis 315c 
StGB fallen. Die Befugnis zur Erteilung von Auskünften oder der Gewährung von 
Akteneinsicht auf Ersuchen bleibt hiervon unberührt. 

 

  



12  
Mitteilungen zum Wählerverzeichnis  

§ 13 Abs. 1 Nr. 5 EGGVG 

(1) In Strafsachen gegen deutsche Staatsangehörige sowie gegen Staatsangehörige der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (Unionsbürger), die in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Wohnung innehaben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten, ist der 
zuständigen Verwaltungsbehörde die Tatsache der rechtskräftigen Verurteilung (ohne Angabe 
der rechtlichen Bezeichnung der Tat und ohne Angabe der angewendeten Strafvorschriften) 
mitzuteilen, wenn 

 
1. wegen eines Verbrechens auf eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
erkannt worden ist, 

 
2. die Fähigkeit aberkannt worden ist, öffentliche Ämter zu bekleiden oder Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, oder 

 
3. das Recht aberkannt worden ist, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen. 
 

In den Fällen der Ziffern 2 und 3 ist auch die Zeit mitzuteilen, für die die Aberkennung 
wirksam ist. 

(2) Der zuständigen Verwaltungsbehörde ist eine Mitteilung zu machen, wenn jemand nach § 
63 in Verbindung mit § 20 StGB in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht wird. 
In diesen Fällen ist auch die Entlassung mitzuteilen. 

(3) Die Mitteilungen sind der Verwaltungsbehörde zu machen, in deren Bezirk die Verurteilte 
oder der Verurteilte die Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung inne hat. 
Haben Verurteilte keine Wohnung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder lässt sich 
eine solche Wohnung nicht feststellen, so sind die Mitteilungen an die Verwaltungsbehörde 
zu machen, in deren Bezirk die Verurteilte oder der Verurteilte die letzte Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen die letzte Hauptwohnung gehabt hat. 

(4) In den Fällen des Absatz 1 sind auch der Tag des Ablaufs des Verlustes der Amtsfähigkeit, 
der Wählbarkeit und des Wahl- und Stimmrechts sowie die Wiederverleihung dieser 
Fähigkeiten und Rechte mitzuteilen. Die Mitteilung ist an den Empfänger der Erstmitteilung 
und in den Fällen, in denen eine neue Wohnung aktenkundig ist, an die nunmehr zuständige 
Verwaltungsbehörde zu richten. 

 
 

  



13  
Bewährungs- und Führungsaufsichtsfälle  

§ 479 Abs. 2 Nr. 3 StPO 

(1) Ist durch eine Entscheidung des Gerichts oder durch eine Gnadenentscheidung 

 
1. die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder des Restes einer Freiheitsstrafe, 

 
2. die Vollstreckung oder weitere Vollstreckung einer Unterbringung, 

 
3. ein Berufsverbot, 

 
4. die Vollstreckung einer Jugendstrafe oder des Restes einer Jugendstrafe, 

 
5. die Vollstreckung eines Strafarrestes oder des Restes eines Strafarrestes zur 
Bewährung ausgesetzt oder 

 
6. die Strafe oder der Strafarrest nach Ablauf der Bewährungszeit erlassen 
 

worden, ist dem Gericht oder der Gnadenbehörde Mitteilung zu machen, sobald Umstände 
bekannt werden, die zu einem Widerruf der Aussetzung oder des Straferlasses oder des 
Erlasses des Strafarrestes führen können. 

(2) Ist durch die Entscheidung eines Gerichts oder kraft Gesetzes Führungsaufsicht 
eingetreten, so ist dem Gericht sowie der Führungsaufsichtsstelle Mitteilung zu machen, 
sobald Umstände bekannt werden, die zu nachträglichen Entscheidungen führen können. 

(3) Ist die Verurteilung zu einer Geldstrafe vorbehalten oder die Entscheidung über die 
Verhängung einer Jugendstrafe ausgesetzt worden, ist dem Gericht Mitteilung zu machen, 
sobald Umstände bekannt werden, die zur Verurteilung zu der vorbehaltenen Strafe oder zur 
Verhängung einer Jugendstrafe führen können. 

(4) Ist Bewährungs- oder Führungsaufsicht angeordnet, ist die Mitteilung in zwei Stücken zu 
machen. 

 

  



14  
Ermittlungen über einen Todesfall  

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EGGVG 

(1) Werden in einem Strafverfahren amtliche Ermittlungen über den Tod einer Person 
durchgeführt, ist dem Standesbeamten (§ 32 PStG), in dessen Bezirk die Person gestorben ist, 
Mitteilung zu machen, wenn das Gericht oder die Staatsanwaltschaft hierfür zuständig ist*. 

(2) In der Mitteilung sollen nach Möglichkeit angegeben werden 

 
1. die Vornamen und der Familienname der verstorbenen Person, ihr Beruf und 
Wohnort sowie Ort und Tag der Geburt, 

 
2. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder die 
Tatsache, dass die verstorbene Person nicht verheiratet war, 

 
3. Ort, Tag und Stunde des Todes. 
 

(3) Ist der Sterbeort nicht festzustellen, ist die Mitteilung an den Standesbeamten zu richten, 
in dessen Bezirk die Leiche gefunden worden ist. 

 

  

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_19052008_RB314313R2422007.htm#fn1�


4. Abschnitt  
Mitteilungen der Art des verletzten Strafgesetzes 

45  
Fahrerlaubnissachen  

§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 17 Nr. 1, 3 EGGVG 

(1) In Strafsachen, in denen die Entziehung der Fahrerlaubnis (§§ 69, 69a Abs. 1 Satz 1 und 
2 StGB) oder nur eine Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 StGB in Betracht kommt, sind der 
nach § 73 Abs. 1 bis 3 FeV zuständigen Verwaltungsbehörde mitzuteilen 

1. die Beschlüsse nach § 111a StPO, 
 

2. der Ausgang des Verfahrens, in den Fällen des § 69a Abs. 1 Satz 3, Abs. 5 und 6 
StGB unter Angabe des Zeitpunktes, in dem die Sperre abläuft, 

 
3. die rechtskräftigen Beschlüsse nach § 69a Abs. 7 StGB. 

(2) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren – gleichgültig, gegen wen es sich richtet 
– bekannt werden, sind der nach § 73 Abs. 1 bis 3 FeV zuständigen Verwaltungsbehörde 
mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis für die Beurteilung erforderlich ist, ob die Inhaberin oder der 
Inhaber einer Fahrerlaubnis zum Führen von Fahrzeugen ungeeignet ist. Dabei ist zu 
berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. Die Mitteilung 
ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 

(3) Der für die Wohnung der oder des Beschuldigten zuständigen Polizeidienststelle sind die 
Beschlüsse nach § 111a StPO und, sofern sie die Ermittlungen nicht selbst geführt hat und 
daher schon nach Nummer 11 unterrichtet wird, die Entscheidungen nach §§ 44, 69 und 69a 
StGB mitzuteilen. 

(4) Ist die oder der Betroffene Inhaberin oder Inhaber einer Fahrerlaubnis, die von einer 
Dienststelle der Bundeswehr, der Bundes- oder Landespolizei erteilt worden ist, sind auch 
dieser Stelle die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Mitteilungen zu machen. 

(5) In der Mitteilung sind die Fahrerlaubnis, insbesondere durch Nennung der Listennummer 
bzw. der Nummer des Führerscheins, und die Person der oder des Betroffenen durch 
Nennung von Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort näher zu 
bezeichnen. 

(6) In Strafsachen, in denen eine ausländische Fahrerlaubnis entzogen wird, die von einer 
Behörde eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt worden ist, und deren 
Inhaberin oder Inhaber ihren oder seinen ordentlichen Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland hat, sind mitzuteilen 

1. die rechtskräftige Entscheidung, 
 

2. der Zeitpunkt des Beginns und des Ablaufs der Sperrfrist. 

Der Mitteilung nach Satz 1 ist der Führerschein beizufügen (§ 56 Abs. 2 Satz 1 StVollstrO). 
Die Mitteilung ist an das 

Kraftfahrt-Bundesamt   24932 Flensburg 

 zu richten. 



Die Neufassung tritt für den Bereich der Bundesjustizverwaltung am 1. Juni 2008 in Kraft. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom 29. April 1998 
(BAnz. Nr. 99a vom 30. Mai 1998). 

 

Berlin, den 19. Mai 2008  
RB3 – 1431/3 – R2 42/2007 

Bundesministerium der Justiz  
Im Auftrag  

Marie Luise Graf-Schlicker 
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